
halb auch keine Veranlassung, seinen Arbeitsstil zu 
ändern und den Schutz des sozialistischen Eigentums 
zu gewährleisten. Später stellten die Rechtspflegeor­
gane fest, daß die Mängel in der Leitungstätigkeit 
eine Anzahl von Straftaten verschiedener Täter be­
günstigt hatten. Trotz dieser eindeutigen Feststellun­
gen war der Betriebsleiter der Ansicht, daß zwischen 
seiner Unterlassung, die materielle Verantwortlichkeit 
gegen den Leiter der Materialversorgung geltend zu 
machen, und der vorbeugenden Bekämpfung von Straf­
taten kein Zusammenhang besteht. Von einer Ursa­
chenforschung habe er abgesehen, weil der Arbeitsauf­
wand in keinem Verhältnis zum ökonomischen Nutzen 
gestanden hätte. Die Ansicht des Betriebsleiters lief 
darauf hinaus, daß für die Bekämpfung der Krimina­
lität allein die Rechtspflegeorgane zuständig seien.
Dieses Beispiel zeigt, daß immer noch einzelne Leiter 
nicht erkennen, daß sie in dem ihnen unterstellten Be­
reich auch für die Gewährleistung von Ordnung und 
Sicherheit verantwortlich sind, obwohl diese Verant­
wortung in § 1 Abs. 3 GBA sowie in Art. 3 Abs. 1 und 
2 StGB festgelegt ist.
Bei der Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit 
sowie bei der Kriminalitätsvorbeugung werden die Lei­
ter von den Rechtspflegeorganen jederzeit unterstützt 
(Art. 3 Abs. 3 StGB). So nimmt z. B. der Staatsanwalt 
durch die Analyse der vielfältigen Probleme und ihre 
Aufbereitung, durch Informationen an die Volksver­
tretungen, die Gewerkschaften und die Leiter der Staats­
und Wirtschaftsorgane Einfluß auf die vorbeugende 
Kriminalitätsbekämpfung. Wenn ein Leiter z. B. auf 
Empfehlungen der Konfliktkommission zur Gewähr­
leistung von Ordnung und Sicherheit nicht reagiert, 
macht der Staatsanwalt von seinem Recht Gebrauch, 
gemäß § 38 StAG Protest einzulegen. Dadurch stärkt er 
die Autorität der Konfliktkommission. Leider ist im­
mer noch festzustellen, daß einzelne Leiter ihrer Pflicht, 
aus § 22 Abs. 2 KKO, der Konfliktkommission inner- 
halb von 2 Wochen mitzuteilen, was auf deren Emp­
fehlung hin veranlaßt wird oder aus welchen Grün­
den sie dieser nicht folgen, nicht nachkommen. Solche 
Leiter unterschätzen die Kraft und die Hilfe der Kon­
fliktkommissionen und negieren Grundprinzipien un­
serer sozialistischen Demokratie. Sie verkennen, daß 
Mängel in der Leitungstätigkeit bei der Gewährleistung 
von Ordnung und Sicherheit und bei der Durchsetzung 
der materiellen Verantwortlichkeit den Kampf gegen 
Straftaten und andere Rechtsverletzungen hemmen, ins­
besondere die Aufdeckung der Ursachen und begünsti­
genden Bedingungen verhindern.
Wenn — insgesamt gesehen — die materielle Verant­
wortlichkeit noch nicht im erforderlichen Umfange 
durchgesetzt wird, dann liegt das u. a. daran, daß in 
vielen Bereichen der Volkswirtschaft die Aufgaben und 
Pflichten der Werktätigen nicht immer exakt festge­
legt und abgegrenzt sind und Unklarheiten bei der An­
wendung der materiellen Verantwortlichkeit bestehen. 
Hinweise der wirtschaftsleitenden Organe, vor allem 
der VVBs und der Wirtschaftsräte der Bezirke, fehlen 
fast völlig. Die übergeordneten Organe haben auch 
wenig Übersicht, wie die materielle Verantwortlichkeit 
in den Betrieben durchgesetzt wird. Das ist u. E. eine 
entscheidende Ursache dafür, daß die materielle Ver­
antwortlichkeit vor allem gegenüber leitenden Mitar­
beitern nur selten geltend gemacht wird, was sich wie­
derum auf die politisch-ideologische Bewußtseinsbil­
dung der Betriebskollektive negativ auswirkt und zu 
weiterer Mißachtung von Ordnung und Sicherheit füh­
ren kann. Die übergeordneten Leitungen sollten daher 
in Zukunft der konsequenten Durchsetzung der mate­
riellen Verantwortlichkeit in den ihnen unterste­
henden Betrieben ein besonderes Augenmerk widmen.

Zur Überprüfung der Beschlüsse der Konfliktkommis­
sionen durch den Staatsanwalt
In dem Abschlußbericht des Verfassungs- und Rechts­
ausschusses der Volkskammer zu Problemen der kom­
plexen Vorbeugung und Bekämpfung der Kriminalität 
in territorialen Bereichen wird festgestellt, daß die 
Entscheidungen der Konfliktkommissionen, die den 
Staatsanwälten zugehen, zuwenig auf sichtbar gewor­
dene Tendenzen, Erfahrungen und Hinweise für die 
staatliche Leitungstätigkeit hin ausgewertet und noch 
weniger den Leitungsorganen des FDGB und örtlichen 
Volksvertretungen zur Kenntnis gebracht wer­
den1. Diese Feststellungen decken sich mit unseren Er­
fahrungen und erfordern, daß die Staatsanwälte die 
Beschlüsse der Konfliktkommisionen qualitativ besser 
überprüfen. Es genügt nicht mehr, nur festzustellen, ob 
der Einzelfall richtig entschieden worden ist Gerade 
aus den Beschlüssen der Konfliktkommissionen über 
Streitfälle der materiellen Verantwortlichkeit lassen 
sich wertvolle Schlußfolgerungen für die vorbeugende 
Kriminalitätsbekämpfung ziehen.
Wenn z. B. festgestellt wird, daß ein Verkaufskollektiv 
Arbeitspflichtverletzungen des Verkaufsstellenleiters, 
die zu Inventurdifferenzen führen und Warenverluste 
durch Verderb verursachen, kritiklos hinnimmt und 
selbst so arbeitet, dann müssen die Ursachen für die­
ses Verhalten des Kollektivs, für seine falsche Ein­
stellung gegenüber dem Schutz des sozialistischen Ei­
gentums aufgedeckt, die Leitungstätigkeit des HO- 
Kreisbetriebes im konkreten Einzelfall eingeschätzt und 
die notwendigen Maßnahmen zur Geltendmachung der 
materiellen Verantwortlichkeit gegenüber den Verant­
wortlichen eingeleitet werden.
In diesem speziellen Fall reichte allein die Geltendma­
chung der materiellen Verantwortlichkeit gegenüber 
dem Verkaufsstellenleiter zur Gewährleistung von 
Ordnung und Sicherheit in der Verkaufsstelle und zur 
Verhinderung von Straftaten nicht aus. Es war auch 
zu prüfen, inwieweit die Voraussetzungen des § 113 
Abs. 3 GBA vorliegen, wonach bei Schäden, die durch 
mehrere Werktätige verursacht worden sind, jeder nach 
Art und Umfang seiner Beteiligung und dem Grad 
des Verschuldens materiell verantwortlich ist. Das 
wurde nicht beachtet. Dadurch fühlte sich der Leiter 
der Verkaufsstelle ungerecht behandelt. Er erhob beim 
Kreisgericht Einspruch gegen den Beschluß der Kon­
fliktkommission, durch den er zum Schadenersatz ver­
pflichtet worden war. Das Kreisgericht wies den Ein­
spruch als unbegründet zurück.
Dieses Beispiel zeigt, daß es auch der betreffende 
HO-Kreisbetrieb bisher nicht verstanden hat, die ma­
terielle Verantwortlichkeit richtig durchzusetzen und 
sie für die vorbeugende Kriminalitätsbekämpfung so­
wie zur Einhaltung von Ordnung und Disziplin zu nut­
zen. Insbesondere wurde nicht beachtet, daß die 
Wirksamkeit der materiellen Verantwortlichkeit ent­
scheidend davon abhängt, wie sie im Zusammenwirken 
mit anderen moralischen und ökonomischen Stimuli 
durchgesetzt wird.

Zur Strafverfolgung bei unter Alkoholeinfluß begange­
nen Straftaten i. S. des § 113 Abs. 2 Buchst, c GBA
Die gesetzliche Regelung in § 113 Abs. 2 Buchst, c 
GBA macht den engen Zusammenhang, der zwischen 
der Durchsetzung der materiellen Verantwortlichkeit 
und der Zurückdrängung der Kriminalität besteht, be­
sonders sichtbar2.

1 Vgl. „Komplexe Vorbeugung und Bekämpfung der Krimina­
lität in territorialen Bereichen“, NJ 1970 S. 9 ff., insb. S. 12. 
Vgl. dazu auch Siegelt in diesem Heft.
3 Vgl. hierzu Ziff. 6.6. der Richtlinie Nr. 29 des Plenums des 
Obersten Gerichts zur Anwendung der §§ 112 ff. GBA (NJ- 
Beilage 2/70); ferner Strasberg in diesem Heft.
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